
Aus den Gründen:
Nach der rechtlichen Beurteilung stellt sich die Handlung der Angeklagten 
als ein Verbrechen nach Art. 6 der Verfassung der Deutschen Demokra­
tischen Republik dar, das sie in Form der Boykotthetze gegen demokra­
tische Einrichtungen begangen hat. Mit allen ihren Handlungen hat die 
Angeklagte Staatsorgane oder sonstige Einrichtungen (z. B. Lebensver­
hältnisse, wie sie die Planwirtschaft zur Folge hat) in der Deutschen Demo­
kratischen Republik herabgesetzt und demgegenüber solche in West­
deutschland verherrlicht. Sie hat auf diese Weise erreicht, daß im Ergeb­
nis dieser Beeinflussung insgesamt 18 erwachsene Personen mit ihren 
Familien das Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik verlassen 
haben und dadurch dem Aufbau im Staat der Arbeiter und Bauern wert­
volle Arbeitskräfte entzogen wurden.
Es ist nicht erforderlich, daß sich die Abwerbung auf Wissenschaftler und 
Techniker erstreckt; es genügt, daß Menschen zur Republikflucht verleitet 
werden, die verschiedene manuelle Arbeit leisten, denn auch sie stellen 
wertvolle Hilfskräfte beim Aufbau des Sozialismus in der Deutschen De­
mokratischen Republik dar. Die Flucht von so vielen Personen samt ihren 
Familien, die durch den Einfluß der Angeklagten verursacht wurde, stellt 
eine bedeutende Schädigung der Wirtschaft in der Deutschen Demokra­
tischen Republik dar. Es muß dabei berücksichtigt werden, daß es den an 
der Abwerbung interessierten westlichen Monopolherren nicht so sehr 
darauf ankommt, die aus der Republik Abgewanderten in Westdeutsch­
land wirklich in den Produktionsprozeß einzureihen, als vielmehr darauf, 
das Wirtschaftsleben im Staat der Arbeiter und Bauern zu untergraben. 
Objektiv gesehen, hat die Angeklagte demnach ein Verbrechen nach Art. 6 
der Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik in Form der 
Boykotthetze begangen.
Auf der subjektiven Seite muß festgestellt werden, daß die Angeklagte 
ihre Handlungen vorsätzlich begangen hat. Sie hat selbst zugegeben, daß 
sie unter dem Einfluß ihres Bruders und auch des westlichen Rundfunks 
die Entwicklung in der Deutschen Demokratischen Republik stören wollte. 
Aus einer gewissen Feindschaft gegen den Staat der Arbeiter und Bauern 
hat sie die Zurückgebliebenheit oder die schwankende Haltung ihrer im 
Aberglauben befangenen Besucher ausgenutzt und sie zur Abwanderung 
nach Westdeutschland bewogen. Eine solche Handlung kann nur vorsätz­
lich geschehen. Es kann nach Auffassung des Senats auch kein Milderungs­
grund für die Angeklagte sein, wenn der eine oder andere ihrer Kunden 
bereits vor seinem Besuch bei ihr den Entschluß gefaßt hatte, nach West­
deutschland zu gehen. Ausschlaggebend für die Tat der Angeklagten in 
diesem Zusammenhang ist ihr Streben, den bereits gefaßten Entschluß 
noch zu festigen und zu beschleunigen. Dies ist z. B. in den Fällen der Fa­
milien E. und S. geschehen. Sehr deutlich wird aber der Vorsatz der An-
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